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An das Finanzamt

.........................................................
.........................................................

Name.................................................................................

Steuernummer:................................................................
Einkommensteuerbescheid für VZ________ vom _____________

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Namen und im Auftrag unsere/s/r o. g. Mitglied/s/er legen wir gegen den o. g. ESt-Bescheid 

Einspruch

ein.

Wir beantragen, die Umlagezahlungen des Arbeitgebers an die Zusatzversorgungseinrichtung nicht als steuerpflichtigen Arbeitslohn, sondern als nicht steuerbaren Zufluss zu behandeln. Dies gilt auch für den vom Arbeitnehmer getragenen Anteil.

Gegen das BFH-Urteil vom 07.05.2009 – VI R 8/07 wurde Verfassungsbeschwerde eingelegt (vorläufiges Akten​zeichen: AR 5485/09).

Das Einspruchsverfahren ruht danach von Amts wegen gem. § 363 Abs. 2 Satz 2 AO.

Mit freundlichen Grüßen

Lohnsteuerhilfeverein













